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12. Beschwerden gegen eine unrichtige Entschei­
dung des Rates des Kreises/der kreisfreien Stadt 
sind an den zuständigen Minister der Landes­
regierung innerhalb einer zehntägigen Frist, 
vom Tage der Aushändigung der Entscheidung 
des Rates des Kreises/der kreisfreien Stadt an 
gerechnet, zu richten. Die Entscheidung des 
Ministers ist endgültig und unterliegt keiner 
weiteren Beschwerde. Die Einreichung einer 
Beschwerde entbindet nicht von der Erfüllung 
der Pflichtablieferung.

13. An Hand der Listen gemäß Anlage 2 und 4 
dieser Durchführungsbestimmung stellen die 
Räte der Kreise/kreisfreien Städte Berichte ge­
mäß Anlage 5 zusammen und reichen diese bis 
zum 25. Juni 1950 der Hauptabteilung Erfassung 
und Aufkauf landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
des Landes ein.

14. Die Hektarzahlen der in den Listen nachge­
wiesenen zur Pflichtablieferung veranlagten 
und befreiten Flächen dürfen insgesamt nicht 
niedriger sein, als die durch die Bodenbenut­
zungserhebung im Jahre 1950 ermittelten Hek­
tarzahlen solcher Flächen, die gemäß der Ver­
ordnung über die Pflichtablieferung von Heu 
und Strph der Ernte 1950 ablieferungspflichtig 
sind.

15. Die Hauptabteilungen Erfassung und Aufkauf 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse der Länder 
prüfen die Berichte der Kreise/kreisfreien Städte 
auf ihre Richtigkeit und legen Zusammenstel­
lungen der Kreisberichte bis zum 5. Juli 1950

^ dem Ministerium für Handel und Versorgung, 
Hauptabteilung Erfassung und Aufkauf land­
wirtschaftlicher Erzeugnisse, in je 2 Exemplaren 
vor, und zwar getrennt

a) nach Wirtschaftsgruppen,

b) nach den Endsummen der Zeile 5 für ver­
anlagte und nach den Endsummen der Zeile 
11 für befreite Wirtschaften mit Aufrech­
nung gemäß Anlage 5 (Rückseite) dieser 
Durchführungsbestimmung.

16. Bis spätestens zum 25. Juni 1950 ist die Höhe 
der abzuliefernden Heu- und Strohmengen von 
den Abteilungen Erfassung und Aufkauf der 
Kreise/kreisfreien Städte in die Erzeugerkartei 
einzutragen.

A b s c h n i t t  IV
Zu § 3
17. a) Die der Pflichtablieferung unterliegenden

Mengen Heu und Stroh sind gemäß dem Er­
fassungsplan durch die ablieferungspflich­
tigen Wirtschaften wie folgt abzuliefern:

aa) H e u :
bis zum 15. September 1950

mindestens 50 % des Solls,
bis zum 31, Dezember 1950

die restlichen 50% des Solls.

Für Wirtschaften, die außer von ihrer 
Fläche z)ur Erzeugung vojnFutterpf lanzen- 
Saatgut auch von veranlagungspflichti­
gen Flächen Heu abliefern müssen, wird 
der Erfassungs-Endtermin auf den 28. Fe­
bruar 1951 festgesetzt.

Für veranlagte Wirtschaften, die für die 
planmäßige Holzabfuhr Heu laut Ver­
sorgungsplan zu erhalten haben, gilt 
als Erfassungs-Endtermin ebenfalls der 
28. Februar 1951.

bb) S t r o h :

- im III. Quartal 1950
mindestens 15 % des Solls,

im IV. Quartal 1950
mindestens 45 % des Solls,

im I. Quartal 1951
die restlichen 40% des Solls..

b) Die Mengen können von den Wirtschaften 
vorzeitiger als oben angegeben abgeliefert 
und müssen von den Erfassungsbetrieben 
angenommen werden.

18. Die der Pflichtablieferung unterliegenden Men­
gen sind von den ablieferungspflichtigen Wirt­
schaften mit eigenen Transportmitteln zu den 
Annahmestellen der Erfassungsbetriebe zu 
schaffen. Die Annahmestellen sind von den Er­
fassungsbetrieben so einzurichten, daß der An­
fuhrweg für die ablieferungspflichtigen Wirt­
schaften nicht mehr als 10 km beträgt.

19. Die Erfassungsbetriebe haben den Ablieferern 
von Heu und Stroh am Tage der Ablieferung 
Ablieferungsbescheinigungen des vorgeschrie­
benen Musters auszuhändigen und die Geldab­
rechnung spätestens innerhalb von 10 Tagen 
nach Ablieferung vorzunehmen.

20. Für die Erstellung der Dekadenabrechnungen 
gelten die bisherigen Bestimmungen. Die Be­
richte über die Bewegung von Heu und Stroh 
sind entsprechend den Durchführungsbestim­
mungen vom 27. Juli 1949, betreffend die Ver­
brauchs- und Abrechnungsordnung für Nah­
rungsgüter des Versorgungsplanes (ZVOB1. I 
S. 673), auf Formblatt NaE monatlich zu er­
stellen und den Landesregierungen vorzulegen. 
Die Landesregierungen legen Zusammenstellun­
gen der Kreisberichte jeweils zum 20. des 
darauffolgenden Monats dem Ministerium für 
Handel und Versorgung, Hauptabteilung Erfas­
sung und Aufkauf landwirtschaftlicher Erzeug­
nisse, vor.

21. Beim Rat des Kreises/der kreisfreien Stadt ist 
die Erzeugerkartei auf Grund der von den Er­
fassungsbetrieben eingehenden Ablieferungs­
bescheinigungen laufend zu führen.


